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Iran. DieseWoche trat Irans Präsident vor der
UNO auf, zu Hause tritt sein repressiver Staat
Frauen- und Menschenrechte mit Füßen.

Irans Gewalt gegen
Frauen eskaliert
VON DAVID PARSIAN

D er Tod vonMahsa Amini,
einer 22-jährigen kurdi-
schen Iranerin, die nach

ihrer Verhaftung vor wenigen Ta-
gen durch die sogenannte Sitten-
polizei in Teheran allem An-
schein nach brutal misshandelt
und später im Krankenhaus für
hirntot erklärt wurde, ist die Fol-
ge der beispiellosen Gewalt des
iranischen Regimes gegenüber
Frauen.

Ihr Tod gibt den Menschen
aus allen Bevölkerungsschichten
Anlass zu lautstarken Protesten –
auf den Straßen der Städte und in
den sozialen Medien. Ihr Mut
trotz aller Repressionen – und
vor allem der Mut der vielen
Frauen, die aus Wut und Solida-
rität mit dem Opfer öffentlich
ihre Kopftücher abnehmen und
ihre Haare schneiden – verdient
ungeteilte Anerkennung.

Die Gewalt der Machthaber
der islamischen Republik und
ihrer Handlanger in der
Sittenpolizei und im Sicherheits-
apparat gegen die eigene
Bevölkerung hat System. Wäh-
rend Irans Bevölkerung unter
den wirtschaftlichen Sanktionen
und unter der galoppierenden
Inflation, die durch den Krieg in
der Ukraine angeheizt wurde,
leidet und die Armut rasant
zunimmt, hat sich die
Menschenrechtslage im Land,
seit Präsident Ebrahim Raisi die
Regierung im August 2021 nach
einer Wahlfarce übernahm,
drastisch verschlechtert.

250Menschen hingerichtet
Allein im ersten Halbjahr 2022
wurden über 250 Menschen
ohne ordnungsgemäße
Verfahren hingerichtet. Führen-
de Menschenrechtsaktivisten,
Filmschaffende, Journalistinnen
und Journalisten, Mütter, die
nach dem Tod ihrer Kinder bei
Straßenprotesten nach
Gerechtigkeit suchen, wurden
inhaftiert.

Dabei sind die Haftbedin-
gungen äußerst prekär. Politi-
schen Gefangenen wird nicht nur
der Rechtsbeistand in Verfahren,
sondern häufig auch die medizi-

nische Versorgung verwehrt. Ge-
rade in Zeiten der Pandemie be-
deutet dies für manche den Tod.

Auch zwei Österreicher sit-
zen nach wie vor zu Unrecht in
iranischen Gefängnissen: Mas-
sud Mossaheb (75), der General-
sekretär der Österreichisch-Irani-
schen Gesellschaft, wurde im
Jänner 2019 verhaftet und ist
trotz seines schlechten Gesund-
heitszustandes im berüchtigten
Evin-Gefängnis inhaftiert. Ähnli-
ches gilt für den österreichischen
Geschäftsmann Kamran Ghade-
ri, der 2016 in einem unfairen
Verfahren zu zehn Jahren Haft
verurteilt und gefoltert wurde.

Iran im richtigen Licht
Raisi ist zum ersten Mal in seiner
Amtszeit nach New York gereist,
um an der UN-Generalversamm-
lung teilzunehmen. Er will die
Reise nutzen, um das Bild Irans
in der Welt ins richtige Licht zu
rücken, auf die Auswirkung der
US-Sanktionen aufmerksam und
für eine Neuauflage eines „fairen“
Atomabkommens Stimmung zu
machen. Dabei rücken die wach-
sende Gewalt gegen jegliche kriti-
sche Meinungsäußerung und vor
allem gegen Frauen die islami-
sche Republik in ein schlechtes
Licht. Der Tod von Mahsa Amini
und die lauter werdenden Protes-
te der Bevölkerung verdüstern
das Bild des menschenverachten-
den Regimes noch weiter.

Irans Machthaber, allen
voran Präsident Raisi, sind
verantwortlich für die sinnlose
Auslöschung des jungen
Menschenlebens Aminis und
den Tod vieler anderer
Unschuldiger. Raisi gilt nicht
zuletzt auch als einer der Haupt-
verantwortlichen für die Massen-
hinrichtung von politischen
Gefangenen im Jahr 1988. Ein
Umstand, auf den er nach
eigenen offiziellen Angaben
sogar stolz ist.

David Parsian, geboren im Iran, studierte
in Graz und Wien Politikwissenschaft, Zeit-
geschichte, Orientalistik und Informations-
wissenschaft; seit 1992 an der Universität
Wien tätig.
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PIZZICATO

Treffen sich zwei Linke . . .
E RSTER LINKER: Schon wieder einer mit Ukraine-Fahne. Ich wer-

de diesen Nationalismus nie verstehen. Ist doch egal, in wel-
chem Land die leben. It’s 2022!
ZWEITER LINKER: Wobei: Nationalistisch ist Putin schon auch.
ERSTER LINKER: Aber der wurde auch jahrelang bedroht, ins Eck ge-
drängt, von der Nato, vom Westen. Da kann man schon einmal
überschnappen.
ZWEITER LINKER: Aber imperialistisch sind die Russen schon auch
irgendwie.
ERSTER LINKER: Der US-Imperialismus ist viel ärger. Ich leide schon
mein ganzes Leben darunter.
ZWEITER LINKER: Ich eh auch. Und was anderes als Waffen liefern
fällt demWesten auch jetzt nicht ein.
ERSTER LINKER: Eine Spirale der Gewalt. Nur wegen dem Öl.
ZWEITER LINKER: Es geht immer nur ums Öl.
ERSTER LINKER: Immer.
ZWEITER LINKER: Man müsste halt eine Friedensdemo organisieren,
das würde schon was helfen.
ERSTER LINKER: No Putin, no Pershing.
ZWEITER LINKER: Ja, das würde die Ambivalenz dieses Konflikts ganz
gut zum Ausdruck bringen. (oli)
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Hassbotschaften sind
strikt abzulehnen
„Darf man sich über den Tod von
Queen Elizabeth freuen?“, Querge-
schrieben von A. Goldenberg, 22. 9.
Eine Universitätsprofessorin twit-
tert, dass sie hoffe, die Queen habe
einen schmerzhaften Tod erlitten.
Es wurde also eine klassische
Hassbotschaft anlässlich des
Todes einesMenschen verbreitet.
Dies von einer Person, die ein Vor-
bild für ihre Studenten sein sollte
und die schon aufgrund ihrer Bil-
dung in der Lage wäre, eine sach-
liche Kritik vorzubringen.

Frau Goldenberg versucht, die
Hassbotschaft mit einem Krieg
und einer bewusst herbeigeführ-
ten Hungersnot vor über 50 Jahren
zu rechtfertigen. Dabei wird offen-

bar nicht zur Kenntnis genommen,
dass sich letztlich für jede Hassbot-
schaft irgendeine Rechtfertigung
finden lässt.

Hassbotschaften sind aber
auch dann generell und strikt ab-
zulehnen, wenn sie in ein ideologi-
schesWeltbild passen, und nicht
mit Rechtfertigungsversuchen zu
fördern!
Dr. Thomas Rauch, 1180 Wien

Jede Gesellschaft hat die
Schule, die sie verdient
„Die wahre Schulmisere“, GK von
Sophie Eidlinger, 19. 9.
Ich bewundere Sophie Eidlinger
für ihre ehrlichenWorte! Ehrlich-
keit ist wichtig. In welchen
Fächern gibt es denn Schul-
probleme? Deutsch, Englisch,
Mathematik? Diese Fächer sind
aber enormwichtig („Schlüssel-
kompetenzen“) für den weiteren
Bildungserwerb, den Studien- und
Berufsweg. Gesellschaft und Staat
wissen das, und in genau diesen
Fächern werden auch von Exter-
nen Standards überprüft und

Zentralmatura-Prüfungen abge-
halten. Wir wollen ja weltweit vorn
mit dabeibleiben. Aber in diesen
Bereichen ist die Autonomie an
den Schulen Teil des Problems.
Was in diesen Bereichen zu unter-
richten ist, welche Ressourcen da-
für einzusetzen sind, das muss der
Staat mit den entsprechenden
Ministerien in Zusammenarbeit
mit Hochschulen und Universitä-
ten wissen und sicherstellen. Im
Bereich der o. a. Fächer ist Auto-
nomie an der Schule fehl am Platz.

In Bewegung und Sport, Bild-
nerischer Erziehung, Musikerzie-
hung kannman schon eine Teil-
autonomie leben, wennman will.
Und es ist nicht nur eine gute Aus-
bildung der entsprechenden Lehr-
kräfte wesentlich. Manmuss die-
sen Lehrkräften auch eine ange-
messene sichere Position geben.
So wie früher brauchen diese Leh-
rer Pragmatisierung und eine
ordentliche, dem Arbeitsausmaß
angemessene Entlohnung. Wenn
man das nicht bietet, wirdman
kein entsprechend hoch quali-
fiziertes Lehrpersonal für diese

Wieso ein teurer Turnschuh
ins Klassenzimmer gehört
Bildung.Wir brauchen Anreize und Belohnungen für benachteiligte
Kinder und Jugendliche, die sie motivieren, sozialen Aufstieg anzustreben.

VON KLAUS UMEK

S ie heißen Susa, Kateryna,
Aurelia oder Mustafa, sie
sind hier geboren, oft auch

zugezogen – Syrien, Rumänien,
Serbien, Türkei oder Ukraine. Zu
oft haben sie gehört, dass es für sie
schwierig würde. Sie dachten also,
es hätte keinen Sinn, sich anzu-
strengen, denn es würde sich
nichts ändern.

Durch unser Lernprogramm
halten sie einen gefragten Adidas-
Turnschuh mit Monogramm in
den Händen oder einen guten Sitz-
platz bei einemMotorradspektakel
als Anerkennung für harte Arbeit.
Sie ziehen sich schön an, um ins
Burgtheater zu gehen, mit einem
Musiklehrer Gitarre zu lernen oder
im Museum moderner Kunst
einen Malkurs zu besuchen. Das
sind alles Erlebnisse, die für eine
freie, unbeschwerte und von Spaß
geprägte jugendliche Entwicklung
nötig sind. Gerade wir Unterneh-
mer sind verpflichtet, einen Teil
der Gewinne zurückzugeben: an
diejenigen, die Vorbilder und zwi-
schendurch ganz normale Bürger-
lichkeit brauchen.

Kinder und Jugendliche brau-
chen ein Dach über dem Kopf, ge-
sundes Essen und einen Kreis an
Freunden und Unterstützern. Viele
dieser Bedürfnisse werden durch

zahlreiche Hilfestellungen meist
sehr gut abgedeckt. Es braucht
aber auch ein Angebot, das Leis-
tung und Wettbewerb fördert,
denn junge Menschen streben
nach Anerkennung und Status.
Schulischer Erfolg und Fleiß sind
da ganz zentral – aber Spaß muss
esmachen.

Als privat finanziertes Projekt,
das auf die Unterstützung von Un-
ternehmen und vielen Privaten
baut, wollen wir Kindern und Ju-
gendlichen zeigen, dass es sich
lohnt, an sich und seine Träume
zu glauben.

Kinder und Jugendliche, die
noch nicht gut Deutsch sprechen,
brillieren oft in Mathematik, weil
es eine Weltsprache in Formeln
und Gleichungen ist. Wir sehen
aber, dass es einen engen Betreu-
ungsschlüssel braucht, um diese

Talente zu erkennen und zu för-
dern. Soziale und kulturelle Teil-
habe spielen hier auch eine zen-
trale Rolle, um Bereiche kennen-
zulernen, die beim beruflichen
Ein- und Aufstieg helfen: Besuch
der Albertina, spezielles mathema-
tisches Training, Programmierkur-
se oder Theaterworkshops, die
auch beim Vorstellungsgespräch
helfen können, Deutschkurse.

Österreichs Gesellschaft und
auch Wirtschaft brauchen junge
Menschen, die bereit sind, sich ins
Zeug zu legen, unsere Sozialsyste-
me zu erhalten und vor allem auch
sich selbst ein gutes Leben zu er-
möglichen. Ein Besuch im Burg-
theater und ein Blick hinter die Ku-
lissen stoßen bei vielen Kindern
und Jugendlichen am Anfang auf
ungläubige Blicke. Ein Gefühl der
Verlorenheit macht sich breit. Die
Opulenz, die vermeintliche Ernst-
haftigkeit und die eleganten Klei-
der wirken wie aus einer fremden
Welt. Am Anfang herrscht oft
Skepsis, am Ende Freude und der
Wunsch wiederzukommen.

Ich freue mich auf den Tag, an
dem eine_r unsere_r Jugendlichen
Professor für Informatik oder Ma-
thematik wird oder Vorstand einer
medizinischen Abteilung im AKH.
Ich weiß, dieser Tag wird kommen.
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Klaus Umek (*1971) ist
Fondsmanager in Wien und
London. Juhu, das Jugend-
hilfswerk der Familie Umek,
www.juhu.education, betreibt

seit 2017 in Wien mehrere Einrichtungen
zur Lern- und Nachmittagsbetreuung von
Kindern und Jugendlichen. Der Verein ist
zu 100 Prozent privat finanziert, er erfüllt
die Kriterien der steuerlichen Absetzbar-
keit für mildtätige Einrichtungen. [ Beigestellt]

So verwirrt
kann ein
Präsidentschafts-
kandidat gar nicht
sein, dass ihm nicht
Platz geboten wird –
in TV und Print.

QUERGESCHRIEBEN
VON ANNELIESE ROHRER

Qual, Quoten, Qualität:
Was ist in den Medien los?
Der Ruf nach der Hilfe vom Staat zur Absicherung der klassischen Medien ist sicher
das falsche Rezept gegen den drohenden Vertrauensverlust.

W ieder steht einWochenende be-
vor, nach dem die Medien auf
dem Prüfstand platziert wer-

den – mitsamt ihren Vorhersagen und
Einschätzungen etwa der Wahlergebnis-
se in Italien und Tirol. Und wieder liegen
die österreichischen Medientage hinter
uns. Da hatte man neuerlich den Ein-
druck, keine andere Branche diskutiert
so lustvoll den eigenen – bevorstehen-
den – Niedergang.

Statt selbstreflektiert die richtigen
Schlüsse aus den Fehlern der Vergangen-
heit zu ziehen, wird für Verlage Hilfe vom
Staat erwartet, wie dies Julia Becker vom
deutschen Funke-Verlag bei den Me-
dientagen tat. Dabei wird
der Qualitätsjournalismus
beschworen, aber in einer
Tonalität, die andeutet, dass
man selbst nicht mehr so
recht daran glaubt.

Es kam in letzter Zeit tat-
sächlich viel zusammen, das
Verlage und Printprodukte
unter Druck geraten lässt:
rasant gestiegene Energie-
kosten, explodierende Pa-
pierpreise, drängende Inves-
titionen in die Digitalisierung. Es kam
aber in letzter Zeit auch viel zusammen,
das die Seriosität, ergo Glaubwürdigkeit
der Medien in Zweifel zieht. Damit wird
die Geschäftsgrundlage der TV-Anstalten
und Medienhäusern erschüttert. Irgend-
wie scheinen wir Journalisten und Me-
dienmanager noch immer zu glauben:
„Nichts ist so alt wie die Zeitung (oder
Nachrichtensendung) von gestern“.

Das stimmt im Zeitalter der sozialen
Medien einfach nicht mehr. Die Fehlein-
schätzung von heute ist morgen nicht
einfach vergessen. Sie ist im Internet auf
Dauer überprüfbar. Auch dieser Aspekt
ist für den Verlust der Glaubwürdigkeit
relevant.

Viel ist von der Krise des Vertrauens
in die klassischen Medien in letzter Zeit
die Rede. Das beste Beispiel ist in der
Entwicklung des seinerzeit sensationell
innovativen US-Senders CNN zu finden.
Er hat sich seit 1980 vom Nachrichtenka-
nal zum Meinungskanal gewandelt und
wurde vor allem in jüngster Zeit in seiner
Einseitigkeit ärgerlich. Der Schwerpunkt
lag nicht mehr auf Berichten und Repor-
tagen, sondern auf Studiogästen und ih-

ren Befindlichkeiten. Billiger sicher, aber
nicht aufklärerisch.

In noch einem Bereich ist CNN exem-
plarisch: Den demokratisch zweifelhaf-
testen Figuren wird eine große Bühne ge-
boten, weil dies die Quoten steigert, nur
um sie in der Folge in einer eigentlich un-
zulässig aggressiven Weise zu kritisieren.
Damit scheint man sich selbst die Recht-
fertigung zu zimmern. Der neue Chef von
CNN, Chris Licht, hat nun das Komman-
do „Alles retour“ ausgegeben. Er schrieb
an die Mitarbeiter, der Sender müsse das
„Vertrauen des Publikums wiedergewin-
nen“ und sich neu ausrichten. Das heißt
so viel wie: Er hat seine Glaubwürdigkeit

aufs Spiel gesetzt, die Kriti-
ker hatten recht. Ob dies
eine Rückkehr zum früheren
Qualitätsjournalismus in der
Berichterstattung oder nur
einen Rechtsruck in der Rie-
ge der Kommentatoren be-
deutet, ließ Licht vorerst of-
fen.

Sicher ohne Zusammen-
hang, aber in der Gleichzei-
tigkeit interessant, spricht
man in Deutschland eben-

falls von einer Vertrauenskrise, dort von
jener der öffentlich-rechtlichen Sender
der ARD. Beim RBB (Rundfunk Berlin
Brandenburg) wurde Intendantin Patri-
cia Schlesinger entlassen. Es ging um
Vetternwirtschaft und Pfründe. Beim
NDR (Norddeutscher Rundfunk) ging es
um Behinderung der journalistischen Ar-
beit und politischeWillfährigkeit.

V om Journalistischen her ist in Ös-
terreich vor allem die Quotenfalle
interessant, wie im laufenden

Kampf um die Präsidentenwahl zu be-
fürchten ist. So verwirrt kann ein Kandi-
dat gar nicht sein, dass ihm nicht Platz
geboten wird – in Fernsehen und Print.
Was dies für die Demokratie bedeutet,
scheint unerheblich. Sollte man nicht be-
denken, dass es zwar ein absolutes Recht
auf Meinungsäußerung gibt, aber keines
auf mediale Verbreitung derselben? Nur
wer sich selbst ständig den eigenen Un-
tergang vor Augen hält, dem fehlt das
Selbstbewusstsein, auf dem Unterschied
zu bestehen.
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Fächer mehr lukrieren können.
Jede Gesellschaft hat die Schule,
die sie verdient.
Mag. Christian Mandlmayr, 4360 Grein

Es braucht einen
gesetzlichen Rahmen
„Die Tücken des Strommarkts“, von
Jakob Zirm, 20. 9.
Verständlich ist, dass Nachbarn
günstigeren Strom aus dem
Nachbarland anzapfen, wenn dort
ein Preisdeckel wirkt, wie das Bei-
spiel Spanien-Frankreich zeigt.

Der Vorschlag der heimischen
Strombranche, einen Höchstpreis
festzulegen, der schlagend wird,
wenn noch höhere Spotmarkt-
preise denMarktpreis bilden soll-
ten, ist aber auch nichts anderes
als Planwirtschaft, denn die Diffe-
renz für den Betrieb der teureren,
fossilen Kraftwerkserzeugung soll
dann aus Steuergeld bezahlt wer-
den. Preisdeckel sind, wieWirt-
schaftsexpertenmeinen, sehr kri-
tisch zu beurteilen. Ohne näher
Bescheid zu wissen, meine ich,
dass dieMerit-Order-Regelung zur

Strompreisbestimmung Sinn hat.
Trotzdem darüber nachzudenken,
obman für uns Kleinverbraucher
eine Preismilderung finden
könnte, ist aber dringend not-
wendig. Wie wäre es mit einer Ver-
einbarung innerhalb der Branche?
Etwa, dass dieWindfall-Profits der
Ökostromerzeuger je nach Strom-
angebot und -nachfrage direkt in
den erhöhten Aufwand der fossi-
len Kraftwerke fließen? Es
brauchte dazu einen gesetzlichen
Rahmen, umWettbewerbsverzer-
rungen zu verhindern. Nach
neuesten Diskussionen in der EU
dürfte das sogar EU-konform sein.

Fast täglich höre ich in Diskus-
sionen, dass die Energie-Erzeuger
nicht mit „unserem“ Geld an der
Börse zocken sollten, weil Strom-
verkäufer überMargin Calls
Sicherstellungen brauchten. Ich
würdemir vertrauensbildende,
verständliche und volksnahe Er-
klärungen wünschen, die sichmit
den Futures undMerit-Orders an
den Strombörsen und deren preis-
regelnderWirkung beschäftigen.
Hansjörg Schmolengruber, Gänserndorf

Oberlehrerhaftes
Auftreten
„Auf demWeg zu einer deutschen
Nationalkirche?“, Déjà-vu von
HansWinkler, 20. 9.
Der „synodaleWeg“, den die deut-
sche katholische Kirche praktisch
im Alleingang durchsetzen will, ist
in mehrerer Hinsicht eine Illusion.
Abgesehen davon, dass dasWort
„synodaler Weg“ bereits eine Tau-
tologie darstellt, müsste man die
streng autoritäre Kirchenverfas-
sung der katholischen Kirche von
Grund auf ändern, um die Forde-
rungen realisieren zu können.

Jan-Heiner Tück (kath. Theo-
loge an der UniWien), den Herr
Winkler zitiert, hat ausmeiner
Sicht praktikable und vor allem
realistische Vorschläge gemacht,
die darüber hinaus noch den Vor-
teil hätten, die wahren Probleme,
die nicht wirklich primär in der
Struktur liegen, auch angehen zu
können: Abstand nehmen von der
illusionären Idee der Verstetigung
des synodalen Rates. Aufarbeitung
desMissbrauchsskandals ohne

Wenn und Aber, ohne Verzögerung
und durch externe Experten. Re-
formforderungenmit Augenmaß
undmit Priorisierung der Themen.

Das oberlehrerhafte Auftreten
der katholischen Kirche in
Deutschland ist kontraproduktiv.
Und last, but not least sind nicht
Strukturfragen entscheidend, son-
dern theologische Themen. Ge-
fragt sind kluge Antworten auf die
Glaubenskrise. Auf das Sinnvaku-
um der „Gottes-Ebbe“(Botho
Strauss). Damit könnteman auch
außerhalb der katholischen Kirche
wieder punkten.
Dr. Maximilian Lobmeyr, 2372 Gießhübl

„Ambulanzgebühr neu“
„Vollkaskomentalität gibt es auch
im Gesundheitssystem“, Interview
mit Peter Klimek von Köksal
Baltaci, 20. 9.
Es wäre Aufgabe der Personalver-
treter, nach wirksamer Patienten-
lenkung imGesundheitssystem zu
rufen. Nur so kommen die Kran-
kenhausangestellten zu einer
spürbaren Arbeitsentlastung. Die

Forderung der Gewerkschafter
müsste lauten: Kostenfreie In-
anspruchnahme von Spitalsambu-
lanzen nur unter Vorweisung einer
ärztlichen Überweisung oder bei
Vorliegen eines Notfalls! Wer die
Vorgabenmissachtet, hätte an Ort
und Stelle die „Ambulanzgebühr
neu“ zu entrichten. Dieser Türste-
hermechanismus ist mit geringer
Bürokratie verbunden, denn der
medizinische Notfall ist exakt defi-
niert.
Dr. Wolfgang Geppert, 1010 Wien

Die wahren
Kriegstreiber sind
jene, die verzögern
Gastbeitrag. Nur eine absehbare militärische
Niederlage kann Putin zum Frieden zwingen.

VON RAINHARD KLOUCEK

S ie wollen angeblich mensch-
liches Leid beenden und den
Frieden bringen. Sie fordern

das Ende der Sanktionen gegen
das System Putin und Friedensver-
handlungen. Sie meinen Waffen-
lieferungen an die Ukraine würden
nur den Krieg verlängern und
damit das Leid der Menschen, den
Tod von Tausenden in Kauf
nehmen. Sie meinen die Ukraine
bräuchte nur ihre Neutralität
erklären, und schon wäre die Welt
wieder wie vor dem 24. Februar
2022. Das Gas würde
ungehemmt fließen, wir hätten
keine Probleme, die Welt wäre in
Ordnung und in Frieden. All jene,
die für Waffenlieferungen an die
Ukraine sind, und zwar in
gesteigertem Ausmaß, sind für sie
Kriegstreiber.

Sie irren.
Wladimir Putin hat am

24. Februar dieses Jahres den
bereits 2014 gegen die Ukraine
begonnen Eroberungskrieg auf das
Niveau eines Vernichtungskrieges
gehoben. Er leugnet alles Ukraini-
sche und will eine eigenständige
Ukraine nicht akzeptieren. Er zeigt
keine Bereitschaft zu Friedensge-
sprächen, wie sie immer wieder
von verschiedenen Kräften gefor-
dert werden, die meinen dieser
Krieg gehe Europa ja gar nichts an.

Putin verachtet Europa zutiefst
Putin hat diesen Vernichtungs-
krieg begonnen, weil er glaubt, auf
dem Schlachtfeld in die Geschich-
te eingehen zu können. Ob er
seine Anleihen für diese
Vorstellungen bei einem der
Zaren, bei der Sowjetunion oder
bei seinem Lieblingsideologen
Iwan Iljin, der ebenfalls von einem
russischen Imperium träumte,
genommen hat, ist dabei völlig
egal. Und Putin verachtet Europa
zutiefst. Er lebt in der Gedanken-
welt eines Eroberers. Ein Eroberer
aber kann nur durch einen starken
Verteidiger gestoppt werden. Die
Ukrainer haben das erkannt,
spätestens 2014, und haben
deshalb begonnen, sich auf eine
neue Eskalation aus Moskau

vorzubereiten. Im westlichen Teil
Europas wollte das niemand
glauben, weil wir durch die
europäische Einigung die Illusion
geschaffen haben, nun sei der
ewige Friede ausgebrochen. Die
Zeit war knapp, und die Ukraine ist
nicht stark genug, diesen Krieg
alleine zu gewinnen. Sie braucht
Europas Hilfe (und die der USA),
und verteidigt auch die Freiheit
Europas.

Diplomatie versagt gegenüber
einem Despoten wie Putin. Die
diplomatische Karte wurde
gespielt. Es gab den EU-Russland-
Dialog. Die Kanäle waren nach
Putins Überfall auf Georgien und
dann die Ukraine 2014 noch
immer offen. Russische Offiziere
haben bei der Nato in Brüssel
Quartier bezogen. Daraus hätte
eine neue europäische Friedens-
ordnung werden können. Putin
hat das alles mir seiner Politik
kaputt gemacht. Er folgt der Logik
der Gewalt. Deshalb kann ein
Ende des Krieges nur durch eine
Stärkung der Ukraine erreicht
werden. Durch eine Stärkung, die
es der Ukraine ermöglicht, ihr
eigenes Land zurückzuerobern.

Die Ukraine stärken
Das kann nur gelingen, wenn die
Ukraine umgehend mit all dem
militärischen Gerät ausgestattet
wird, das sie für eine Rückerobe-
rung des eigenen Territoriums
braucht. Je schneller das passiert,
umso schneller ist der Krieg been-
det. Die wahren Kriegstreiber sind
also nicht jene, die für die massi-
ven Waffenlieferungen an die
Ukraine auftreten, sondern all jene
in Europa und auch in den USA,
die mit ihrem zögerlichen Verhal-
ten den Krieg in die Länge ziehen.
Egal was dasMotiv dafür ist.

Putin braucht keine Umar-
mung. Christoph Leitl, Sebastian
Kurz, Heinz Fischer und viele an-
dere in Österreich haben ihn oft
genug umarmt. Putin braucht eine
Verhandlung vor einem Kriegsver-
brechertribunal
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